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HAUSHALT

Mehr als Nachholbedarf
GEW zu den Haushaltsberatungen 2019/20

Hamburg ist eine reiche Stadt 
auf einem reichen Kontinent. 
Auch in den letzten Jahrzehnten 
ist die Produktivität und Kreati-
vität der Gesellschaft enorm ge-
wachsen. Zugleich ist Hamburg 
eine gespaltene Stadt. Der Anteil 
der Menschen, die arm sind, hat 
in den letzten Jahren deutlich 
zugenommen. Hinzu kommt, 
dass sich Armut und Reichtum 
nicht gleichmäßig übers Stadt-
gebiet verteilen, sondern sich 
mehr oder weniger konzentriert 
in Quartieren oder städtischen 
Regionen inden, die immer stär-
ker gegeneinander abgeschottet 
sind. Die Unterschiede zwischen 
den Stadtteilen schlagen sich in 
der sozialen Zusammensetzung 
der Schülerschaften der Schulen 
nieder. Es zeigt sich der hohe 
Einluss der soziodemographi-
schen Merkmale des Stadtteils, 
in dem die Schüler_innen woh-
nen und ein enger Zusammen-
hang zwischen sozialer Herkunft 
und Schulerfolg. Dies führt auch 
zu einer sozialen Spaltung der 
Demokratie. Eine vergleichswei-
se hohe Wahlbeteiligung weisen 
statushohe Stadtteile auf. Status-
niedrige Wohngebiete sind dage-
gen durch eine geringe Wahlbe-
teiligung gekennzeichnet. Bil-
dungserwerb und demokratische 
Beteiligung bedingen einander, 
daher sind Investitionen in Bil-
dung notwendiger Bestandteil 
einer demokratischen und sozia-
len Stadtpolitik.

Wir begrüßen die Ankündi-
gung des Senats, dass er gezielt 
in gute Bildung von der Kita über 
die Schule bis zur Hochschu-
le investieren will, sehen diese 
Ankündigung im Haushaltsplan-
Entwurf jedoch nicht erfüllt. Die 
zu erwartenden Steigerungen 
spiegeln die wachsenden Be-
darfe wider und sind zugleich 

Ausdruck stetig steigender 
Mehreinnahmen, mehr aber auch 
nicht. Aus Sicht der GEW ist 
eine verstärkte Finanzierung und 
Ausstattung des Bildungswesens 
zwingende Voraussetzung für 
eine demokratische, inklusive, 
soziale und wirtschaftlich pro-
sperierende Gesellschaft. Die-
se Voraussetzung ist weiterhin 
nicht gegeben.

Bei den Kindertagestätten 
kündigt der Senat an, nicht nur 
für mehr Plätze, sondern auch 
für mehr Fachkräfte zusätzliche 
Mittel zur Verfügung zu stellen. 
Unerwähnt bleibt, dass der an-
gekündigte Aufwuchs an Erzie-
herinnen und Erziehern ein Er-
gebnis der Volksinitiative „Mehr 
Hände für Hamburgs Kitas“ ist, 
die maßgeblich von der GEW 
unterstützt wurde. Die Forde-
rung nach 25 Prozent mehr Per-
sonal, um sowohl die Ausfallzei-
ten als auch den Anteil der mit-
telbaren pädagogischen Arbeit 
endlich in die Finanzierung der 
Kita-Träger einzubauen, wird 
auch mit dem Kompromiss, den 
die Volksinitiative mit dem Senat 
noch im Herbst endgültig verein-
barte und der in der Bürgerschaft 
beschlossen werden muss, nicht 
erreicht. Der Kompromiss bil-
det nur einen Zwischenschritt 
zum Ziel einer wissenschaftlich 
nachgewiesenen guten Fach-
kraft-Kind-Relation von 1:4 im 
Krippenbereich und 1:10 im Ele-
mentarbereich bzw. einen Perso-
nalschlüssel von 1:3 bzw. 1:7,5. 

Wir fordern den Senat auf, 
weitere Anstrengungen in Ab-
sprache mit den Gewerkschaften 
durchzuführen, um dem Fach-
kräftemangel zu begegnen und 
so die erforderlichen Personal-
schlüssel in den Kitas möglich 
zu machen.

In Bezug auf die Hamburger 

Schulen stellt der Senat fest, 
dass diese zu den am besten aus-
gestatteten Schulen bundesweit 
zählten und der Etat seit 2011 er-
heblich gesteigert wurde, um u.a. 
Ganztagsangebote und Inklusion 
umzusetzen. Unerwähnt bleibt 
auch hier, dass die gesteiger-
ten Mittel direktes Ergebnis der 
von der GEW mit unterstützten 
Volksinitiativen „Guter Ganz-
tag“ und „Gute Inklusion für 
Hamburgs SchülerInnen“ sind, 
gegen die sich der Senat lange 
sperrte. In Bezug auf den Haus-
halt 2019/20 fordert die GEW, 
zusätzliche Mittel bereitzustel-
len, um angesichts des Lehrkräf-
temangels den Beruf attraktiver 
zu machen. 

„Lehrkräfte im Vorbereitungs-
dienst sollen nicht in erster Linie 
bedarfsdeckend Unterricht ma-
chen, sondern gut ausgebildet 
werden. Dies bedarf einer guten 
Begleitung in der Schule und 
am Landesinstitut. Deshalb sind 
dort die Kapazitäten für Aus-
bildung deutlich aufzustocken. 
Wir fordern A13Z bzw. E13 für 
alle beamteten und angestellten 
Grund- und Mittelstufenlehr-
kräfte und damit gleichen Lohn 
für gleiche Arbeit. Die Gesprä-
che zur Umsetzung dieser Forde-
rung mit der Behörde laufen, und 
es wäre ein gutes Zeichen, wenn 
sich diese Maßnahme zur Steige-
rung der Attraktivität des Berufs 
auch im Haushalt niederschla-
gen würde“, kommentiert Anja 
Bensinger-Stolze, Vorsitzende 
der GEW Hamburg.

Für den Wissenschaftsbereich 
wird ein Aufwuchs des Gesam-
tetats von über zehn Prozent in 
2019 in Aussicht gestellt, der 
zur Steigerung der Hochschul-
budgets, für die bauliche Mo-
dernisierung sowie die Landes-
forschungsförderung verwendet 
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werden soll. Angesichts fakti-
scher Kürzungen des Etats über 
die letzten Jahre, dessen jährli-
cher Aufwuchs von 0,88 Prozent 
nicht einmal die Tarifsteigerun-
gen deckte, ist dieser deutliche 
Aufwuchs nun auch dringend 
nötig. Unbedingt sichergestellt 
werden sollte, dass die Hoch-

schuletats um mindestens drei, 
besser noch sechs Prozent pro 
Jahr anwachsen. Entscheidend 
ist dabei eine Stärkung der 
Grundinanzierung. Keinesfalls 
dürfen zusätzliche Mittel als 
temporäre Mittel an die Hoch-
schulen gegeben werden, da aus 
diesen ausschließlich befristete 
Stellen generiert werden. 

Auch bei der Weiterbildung 
ist viel zu tun. Kursleiterinnen 
und -leiter an der Volkshoch-
schule Hamburg werden weiter 
als Lehrkräfte zweiter Klasse 
behandelt: Oft hochqualiiziert, 

werden sie weder fest angestellt 
noch angemessen bezahlt. Diese 
Praxis wird über kurz oder lang 
dazu führen, dass sich noch mehr 
Kursleiterinnen und -leiter von 
der Volkshochschule abwenden 
und Bildungsqualität und -an-
gebot für alle Bürgerinnen und 
Bürger sowie die Integration 

für erwachsene, nicht deutsch-
sprachige Neuhamburgerinnen 
und -hamburger zunehmend 
gefährdet werden. Zuschüsse 
zur Renten- und Krankenversi-
cherung für alle Kursleiterinnen 
und -leiter, die ihre Existenz aus 
ihrer Tätigkeit bestreiten sowie 
eine bessere Bezahlung für alle 
Honorarkräfte sind darum drin-
gend notwendig und lange über-
fällig. Deshalb fordert die GEW, 
als ersten Schritt zumindest 35 
Euro Honorar pro Kursstunde im 
kommenden Haushalt zu garan-
tieren.

Bessere Bildung in Kinder- 
und Jugendhilfe, Schule, Be-
rufsbildung, Hochschule und 
Weiterbildung sowie die Verbes-
serung der Arbeits- und Einkom-
mens- und der sonstigen Rah-
menbedingungen in allen Bil-
dungseinrichtungen können nur 
erreicht werden, wenn Hamburg 

erheblich mehr Geld für Bildung 
aufwendet als nun veranschlagt. 
Aktuelle Herausforderungen wie 
z.B. die Inklusion, die Ganztags-
schulen, die Integration der ge-
lüchteten Kinder, Jugendlichen 
und Erwachsenen, die Gestal-
tung des Bildungsprozesses in 
einer Migrationsgesellschaft, die 
Sanierung maroder Bildungs-
einrichtungen und ihre digitale 
Ausstattung sind sonst nicht zu 
bewältigen.

BESCHLUSS DES

LANDESVORSTANDES

vom Oktober 2018

HamburgerAbendblatt Donnerstag, 14. Juni 2018HAMBURG

AmMittĖoch habenĖir

Sie gefragt:

Fühlen Sie sich am Jungfernstieg
sicherer, wenn die Polizei drei weitere Vi-
deokameras zur Überwachung montiert?

Das Ergebnis:

Ja Nein

52% 48%

Abgestimmthaben1910Leser,
Stand:Mittwoch, 18Uhr.

Die neue wrage:

Sind Sie schon inWM-Stimmung?

Stimmen Sie ab, und debattieren Sie mit
unsaufAbendblatt.de/frage­des­tages

Scheĕen Wind Heimisches Gericht:
Graupensuppe mit Rauchflf eisch und
Backpflf aumen. (mj)

Vorschläge und Anmerkungen zur Serie

senden Sie bitte an die E­Mail­Adresse

hamburgisch@t­online.de (Betreff: Hamburgisch)

SPRECHEN SIE

HAMBURGISCH?

:: Zwei aktuelle Magazine aus der
Abendblattredaktion gibt es derzeit neu
im Zeitschriftenhandel und in der
Abendblatt-Geschäftsstelle am Großen
Burstah 18–32: „Hamburg für Genießer
– Alles, Ėas man Ėissen muss“ (108
Seiten, 9 Euro bzw. 7 Euro Treue-Preis
in der Geschäftsstelle) mit allen aktuel-
len Gastro-Trends.
„Hamburg zu Wasser“ (108 Seiten, 9
Euro bzw. 7 Euro Treue-Preis) mit mehr
als 100 Tipps für Elbe und Alster und Be-
richten über die maritimen Seiten der
Hansestadt.

AKTUELLE MAGAZINE

9 Euro – 2018

Hamburg fürGenießer
Alles, wasmanwissenmuss

100Tipps:
Restaurants,

Foodtrucks, Bars

Die neue
Bierkultur

derHansestadt

DER DOPPELHAUSHALT 2019/2020
h G öß d Ei l t t i Mi E

Ressorts Veränderung 2019 zu 2018 Veränderung 2020 zu 2019

Quelle: Stadt HamburgGrafik: F. Hasse

3472
Mio.

Euro

Mio.

Euro

3547

2
0
1
9

2
0
2
0

2924 3111

2688 2754

1390 1440

1193 1222

691 706

570 570

564 566

insgesamt

15.509
Mio. Euro

insgesamt

15.971
Mio. Euro

Arbeit, Soziales, Familie
und Integration

Allgemeine Finanzverwaltung
(Finanzämter und Schuldendienst)

Schule

Wissenschaft

Bezirke

Justiz

Justiz

Bezirke

Gesundheit und
Verbraucherschutz

Finanzen

Kultur

Umwelt und Energie

Übrige*

Stadtentwicklung und Wohnen

Inneres und Sport

Wirtschaft, Verkehr
und Innovation

*Bürgerschaft, Verfassungsgericht, Rechnungshof, Senat

WieHamburg 31Milliarden ausgibt
Senat legt Entĕurf für Doppelhaushalt 2019/2020 Ĕor. Die Ausgaben steigen im Schnitt um fast zehn Prozent

ANDREAS DEY

HAMBURG :: „Sehr zufrieden“ sei
die Gesundheitssenatorin gewesen,
sagte Andreas Dressel (SPD). Und der
Kultursenator? Auch den habe er „sehr
zufrieden“ gesehen – ebenso übrigens
die Stadtentwicklungssenatorin.
Glaubt man den Ausführungen von Fi-
nanzsenator Dressel am Mittwoch im
Rathaus, dann waren eigentlich alle sei-
ne Senatskollegen „sehr zufrieden“
nach drei Tagen Haushaltsberatungen.

Das war auch keine Überraschung,
denn fast alle Behörden dürfen in den
kommenden beiden Jahren mehr Geld
ausgeben, viel mehr Geld. Eine Steige-
rung um 9,2 Prozent sieht der Entwuw rf
des Doppelhaushalts 2019/2020 im ers-
ten Jahr vor, weitere drei Prozent im
zweiten Jahr. In Zahlen ausgedrückt:
Von 14,2 Milliarden Euro (2018) steigen
die Ausgaben auf 15,5 Milliarden im
Jahr 2019 und auf fast 16 Milliarden im
Jahr 2020 – vorausgesetzt, die Bürger-
schaft stimmt dem Etat zu, was gegen
Ende des Jahres der Fall sein soll.

In diesem „Gesamtaufwf and“ sind
zwar auch Abschreibungen, Rückstel-
lungen für Pensionen sowie Bundes-
mittel enthalten, die nur durchgereicht
werden – die tatsächlichen Ausgaben
der Stadt sind also etwas niedriger.
Auch gibt es einige Behörden, deren
Etat auf dem Papier schrumpft, was
nach Senatsangaben aber nur techni-
sche Gründe habe – etwa weil die
Finanzbehörde eine Abteilung an die
Senatskanzlei abgibt oder die Kranken-
kassen bisherige Ausgaben der Ge-

sundheitsbehörde übernehmen. Den-
noch täuscht der Eindruck nicht: Der
Senat passt seine Ausgaben in großen
Schritten dem Wachstum der Stadt an
– oder geht sogar darüber hinaus.

„Das Wachstum an Einwohnern,
Unternehmen und Arbeitsplätzen hat
unsere Wirtschafts- und Finanzkraft
deutlich verbessert“, sagte Bürgermeis-
ter Peter Tschentscher (SPD). 100.000
neue Einwohner seit 2011 brächten halt
auch mehr Steuern und mehr Aufgaben
mit sich. „Wir nutzen die zusätzlichen
Einnahmen, um mit dem Wachstum

der Stadt auch ihre Attraktivität zu er-
höhen und die Lebensqualität für alle
Hamburgerinnen und Hamburger zu
verbessern“, so Tschentscher.

Als Schwerpunkte des Etats nann-
te er die Bereiche Kita, Schule, Wissen-
schaft, Wohnungsbau, Verkehr, Infra-
struktur, Sanierung und Lebensquali-
tät. So wüw rden die Ausgaben für die
Kitas infolge des Platzausbaus und der
Erhöhung der Personalschlüssel auf
rund eine Milliarde Euro pro Jahr an-
steigen – eine mögliche Einigung mit
der Volksinitiative „Mehr Hände für
Hamburger Kitas“, die noch weitere

Qualitätssteigerungen fordert, ist da
noch gar nicht eingerechnet.

Ein sichtbarer Schwerpunkt des
Senats ist auch der Bereich Wissen-
schaft: So sollen nach Jahren minima-
ler Erhöhungen nun auch die Budgets
der Hochschulen „deutlich“ angehoben
werden – wie hoch, bleibt allerdings
noch offen. Außerdem sind große In-
vestitionen in Hochschulgebäude und
Forschungseinrichtungen geplant. Die-
ses Thema, so der Senat, sei „entschei-
dend für die Zukunftsfäf higkeit einer
modernen Stadtgesellschaft“.

Doch auch für Polizei und Feuer-
wehr, Justiz, Umwelt, Krankenhausin-
vestitionen, Bezirke oder Kultur sind
kräftige Steigerungen geplant. Dass
durch das starke Ausschöpfen der fi-
nanziellen Möglichkeiten das Risiko
steige, im Falle einer Konjunkturdelle
doch wieder Schulden machen zu müs-
sen, wiesen Tschentscher und Dressel
zurück. Der Haushalt sei weiterhin
„vorsichtig und konservr ativ“ veran-
schlagt, so der Finanzsenator. Es gebe
„Vorsichtsabschläge“ von der Steuer-
schätzung – wenn auch geringer als
früher –, die „Konjunkturposition“
(eine Art Rückstellung für schlechte
Zeiten) wachse auf fast vier Milliarden
Euro an, und Tilgung von Schulden sei
auch vorgesehen – vor allem nach 2018,
wenn die Belastungen aus dem HSH-
Nordbank-Desaster verarbeitet sein
werden.

Zudem betonte Dressel, dass durch
hohe Ausgaben für Sanierungen und
massive Investitionen auch die „graue
Verschuldung“ zurückgehe. Diese ent-

stehe, wenn man über Jahre „Immobi-
lienmanagement à la DDR“ betreibe, al-
so Gebäude, Straßen und Brücken ver-
fallen lasse.

„Die Stärkung der Investitionstä-
tigkeit und der Blick auf das Erhaltens-
management gehen in die richtige
Richtung“, sagte SPD-Finanzexperte
Jan Quast. „Sehr zufrieden“ mit dem
Etat zeigte sich auch Farid Müller
(Grüne): „Schuldenabbau, Investitio-
nen in Bildung und sozialer Woh-
nungsbau stehen für eine generatio-
nengerechte Entwicklung der Stadt.“

Kritik kam von der Opposition:
„Der Senat hat einen Schönwetter-
Haushalt beschlossen“, sagte Thilo
Kleibauer (CDU). Der finanzielle Rah-
men werde komplett ausgeschöpft,
und die Vorsichtsabschläge seien sehr
gering: „Das ist keine nachhaltige Pla-
nung.“ Jennyfy er Dutschke (FDP)
sprach von einem „aufgeblähten Wahl-
kampfhf aushalt“, in dem Mehrausgaben
von 1,3 Milliarden Euro „nach dem
Gießkannenprinzip“ verteilt wüw rden.
Zudem wüw rden die Risiken erhöht.

Andrea Oelschläger (AfDf ) forderte
höhere Investitionen in Straßenver-
kehr undWohnungsbau und kritisierte,
dass diese 2020 sinken, bevor sie da-
nach wieder steigen sollen. Sabine
Boeddinghaus (Linkspartei) sagte: „Es
ist zwar ausdrücklich zu begrüßen, dass
in nahezu alle sozialen Bereiche inves-
tiert werden soll.“ Die Investitionen in
öffentlich geförderte Wohnungen sei-
en aber „viel zu niedrig angesetzt“,
außerdem müsse mehr in die Inklusion
an Schulen investiert werden.

Derr Senat hat einen
SSchöönwetter-Haushalt

beschlossen

Thilo Kleibauer (CDU)

Vorŕuŕ rf:Mann lockt Fraumit List ins Auto und Ŕergeŕaltigt sie
25­Jähriger ĕegen Missbrauchs angeklagt – der KosoĔare ĕar illegal im Land. TaĖifahrer ĕeigerte sich, dem Opfer zu helfen

BETTINA MITTELACHER

ALTONA :: Erst war er so fürsorglich.
Wie ein Freund, der darauf bedacht ist,
dass es ihr auch wirklich gut geht. „Ich
habe ihm vertraut“, sagt Anna L. (Name
geändert) aufgewüw hlt. Wenig später
schlug die Stimmung um, aus dem
scheinbar netten Bekannten, so schil-
dert es die 30-Jährige, sei ein Peiniger
geworden. Ein Mann, der sie täuschte,
der sie bedrängte, der ihr Angst einjagte
– und der sie in sein Auto verschleppt
und vergewaltigt habe.

Jetzt sitzt Arian J. wegen des Vor-
falls vom 4. März als Angeklagter vor
dem Schöffengericht, ein schlanker
Mann mit Dreitagebart, der nervr ös mit
dem Oberkörper hin und her wippt und
gern vermitteln möchte, wie sehr er al-

les bereue. „Er möchte sich bei der Ge-
schädigten persönlich entschuldigen“,
sagt die Verteidigerin des 25-Jährigen.
Es sei „ein großer Fehler gewesen“, dass
er gegen die Frau Gewalt angewendet
habe. „Er hatte zuvor so viel getrunken
wie noch nie in seinem Leben“ und habe
nicht registriert, „dass er gegen ihren
Willen gehandelt“ habe.

Laut Anklage geschah die Tat so:
Arian J. überredete vor einem Lokal an
der Großen Freiheit die Frau unter dem
Vorwr and, er werde sie nach Hause fah-
ren, zu ihm ins Auto zu steigen. Dann
fuhr er ein Stück, parkte denWagen und
betatschte die alkoholisierte Frau gegen
ihren Willen. Der gelang es durch eine
List zu entkommen. Sie bat einen Taxi-
fahrer um Hilfe. Der 25-Jährige folgte
der Frau, zerrte sie aus dem Taxi zurück

zu seinem Pkw und stieß sie auf die
Rückbank. Dort habe er sie missbraucht.

Neben Vergewaltigung wird Arian J.
auch Verstoß gegen das Aufenthaltsge-
setz vorgeworfen. Laut Anklage hat sich
J. damals illegal in Deutschland aufge-
halten. Der Kosovare soll im März 2016
unerlaubt eingereist sein, nachdem sein
Asylantrag kurz zuvor abgelehnt wor-
den war. „Ich bin nur für ein paar Tage
als Tourist hier gewesen“, sagt Arian J.
dazu. „Ich wollte nur ein Auto kaufen.“

Vor dem Verhandlungssaal harrt
Anna L. geduldig aus, eine schlanke,
aparte Frau mit dunkler Mähne. Zu-
nächst wird die polizeiliche Aussage der
30-Jährigen, die auf Video aufgenom-
men wuw rde, angesehen. Sie habe mit
ihrer Schwester eine Diskothek auf dem
Kiez besucht, erzählt Anna L. Dabei

trank sie mehrere Wodka-Red Bull. Es
ging ihr nicht gut, sie musste sich über-
geben. Zunächst habe Arian J., ein Kum-
pel ihres Ex-Freundes und ein flf üchtiger
Bekannter von ihr, sich nett um sie ge-
kümmert. „Er sagte, er bringt mich nach
Hause. Ich habe ihm vertraut. Ich hatte
ihn für einen Freund gehalten.“ Im Auto
habe er versucht, sie zu küssen. „Ich
sagte Nein, Nein.“

Weil sie gemerkt habe, dass er „an-
dere Absichten hatte“, gab sie vor, auf
die Toilette zu müssen. „Ich lief zu
einem Taxi und bat den Fahrer, dass er
mir hilft und die Polizei ruft. Aber der
Taxifahrer sagte immer nur: ,Raus, raus,
raus.‘“ In diesem Moment kam laut
ihrer Schilderung der 25-Jährige und
zerrte sie aus dem Taxi. Dann habe er
sie auf den hinteren Sitz seines Autos

gestoßen, sei ein paar Straßen weiterge-
fahren und habe sich schließlich zu ihr
nach hinten gesetzt. „Ich hatte große
Angst.“ Schließlich habe ihr Peiniger
sich selber und sie am Unterkörper ent-
kleidet. „Ich flf ehte: ,Bitte, bring mich
doch nach Hause, bitte.‘“ Doch er habe
sie vergewaltigt, und sie habe sich nicht
gewehrt, aus Angst. Schließlich rettete
die von Zeugen alarmierte Polizei die
junge Frau. Aufgelöst bedankte sie sich
für deren Hilfe.

Nicht der Taxifahrer hatte den Not-
ruf gewählt, sondern ein Zeuge. Er hatte
gesehen, wie sich Anna L. verzweifelt zu
retten versuchte, und gehandelt. Der
Taxifahrer wird noch immer gesucht.
Die Polizei ermittelt gegen unbekannt
wegen unterlassener Hilfeleistung.

Der Prozess wird fortgesetzt.

Großrazzia: Bande
soll wcheinehen
Ŕermittelt haben

HAMBURG :: Großrazzia gegen eine
Bande von Scheinehe-Vermittlern:
Beamte der Bundespolizei haben einen
Geschäftsraum und fünf Wohnungen in
Hamburg sowie insgesamt sechs weitere
Objekte auf Sylt, in Bremerhaven und in
Dänemark durchsucht.

Es gab keine Festnahmen; konkret
gelten aber fünf deutsche Staatsbürger
als tatverdächtig. Sie sollen in EU-Län-
dern – vor allem in Osteuropa und Por-
tugal – Personen gesucht haben, die
nach Deutschland gezogen waren und
dann zum Schein Menschen aus Asien
heirateten. Dadurch konnten die Asiaten
ein Aufenthaltsrecht in Deutschland be-
kommen. Die Bande soll auf diese Weise
in den vergangenen zwei Jahren bereits
1000 Scheinehen initiiert haben.

Bei der Razzia waren nun insgesamt
150 Beamte im Einsatz; in Hamburg er-
folgte der Zugriff unter anderem in
Barmbek, im Innenstadtbereich und an
der Adenauerallee in St. Georg. Für den
Einsatz auf Sylt wuw rden etwa zehn Bun-
despolizisten per Hubschrauber auf die
Nordseeinsel gebracht. „Es hätte mögli-
cherwr eise Probleme mit der Bahn geben
können, aber es hätten auch die Einsatz-
kräfte und ihre Fahrzeuge bei einem
Bahntransport früh auffallen können“,
sagte der Sprecher.

Die Razzia dient vor allem der Be-
weissicherung – so wuw rden laut Bundes-
polizei „zahlreiche Datenträger, Pässe,
gefäf lschte Aufenthaltstitel, Mobiltelefo-
ne und Geschäftsunterlagen“ sicherge-
stellt, anhand derer die genaue Anzahl
der geschlossenen Scheinehen bestimmt
werden soll.

Drei der Beschuldigten betrieben
dabei offenbar eine eingetragene Hoch-
zeitsagentur in Hamburg – die falschen
Eheschließungen hätten überwr iegend
auf der dänischen Insel Ærø stattgefun-
den, weil dort die Bestimmungen für
Ausländer lockerer seien als in Deutsch-
land. Es seien aber auch Eheschließun-
gen in den USA erfolgt, wobei in man-
chen Fällen keiner der Partner anwesend
habe sein müssen – sogenannte Proxyx -
ehen. Für jede Eheschließung in Däne-
mark hätten die Vermittler etwa 1000
Euro Provision kassiert. Rein rechne-
risch geht es also um eine Größenord-
nung von etwa einer Million Euro.

Um gegen die international agieren-
de Bande vorgehen zu können, bildeten
Beamte von deutschen und dänischen
Sicherheitsbehörden ein sogenanntes
Joint Investigation Team. Die EU-
Agentur Eurojust übernahm die grenz-
überschreitende Koordination der Er-
mittlungen. „Die Grundlage für diesen
Ermittlungserfolg wuw rde durch die ver-
trauensvolle grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit gelegt“, sagte der Einsatz-
leiter der Bundespolizei, Helgo Martens.
Zeitgleich zu der Aktion in Nord-
deutschland wuw rde eine weitere, ähnlich
agierende Bande in sechs weiteren Bun-
desländern zerschlagen. (crh/dpa)

In diesem Gebäude in St. Georg Ėurde

eine Eheĕermittlung durchsucht Arning

Tschentscher:
Fernŕärme-Kauf
nicht um jeden Preis

HAMBURG :: Mit einem Bekenntnis
zu weitgehend stabilen Preisen hat sich
Bürgermeister Peter Tschentscher
(SPD) in die Debatte um die Zukunft der
Fernwärme in Hamburg eingeschaltet.
Die Verbraucherpreise für Fernwärme
sollten auch nach dem angestrebten
Kauf des Fernwärme-Netzes durch die
Stadt Hamburg nicht stärker steigen als
die Preise für andere Heizungssysteme,
sagte Tschentscher bei der Vorstellung
des Haushaltsentwuw rfs des Senats am
Mittwoch in Hamburg. Der Senat wolle
eine ökologischere Energieversorgung
der Stadt und meine seine Ziele zur CO2-
Reduzierung sehr ernst – „aber nicht um
jeden Preis“. Er werde sehr darauf ach-
ten, dass die Mieter, die oft jeden Euro
umdrehen müssten, nicht übermäßig be-
lastet wüw rden.

Gegenwärtig ringen die vom grünen
Senator Jens Kerstan geführte Umwelt-
behörde, die Finanzbehörde und der
Energiekonzern Vattenfall um das Zu-
kunftskonzept für die Fernwärme-Ver-
sorgung. Das Kraftwerk Wedel muss bis
2022 vom Netz gehen, und noch steht
nicht fest, wie die Versorgung des Ham-
burger Westens mit Fernwärme gesi-
chert werden soll. Hamburg hat für den
Rückkauf des Fernwärme-Netzes einen
Mindestpreis von 950 Millionen verein-
bart, doch ist das Netz derzeit nach Gut-
achten nur noch 645 Millionen Euro
wert. Die Stadt könne, dürfe und wolle
nicht zu einem überhöhten Preis kaufen,
sagte Tschentscher. Vattenfall will das
Kraftwerk Moorburg in die Fernwärme-
Versorgung einbeziehen, was wiederum
die Grünen auf keinen Fall zulassen wol-
len. Die Gespräche zwischen den Betei-
ligten laufen, sagte Tschentscher.

Eine Steigerung der Gesamtausgaben um 9,2 Prozent sieht der Doppelhaushalt 2019/2020 im ersten Jahr vor, 

weitere drei Prozent im zweiten Jahr. In absoluten Zahlen ausgedrückt: Von 14,2 Milliarden Euro (2018) steigen die 

Ausgaben auf 15,5 Milliarden im Jahr 2019 und auf fast 16 Milliarden im Jahr 2020. Die Ausgaben im schulischen 

Bereich steigen also nicht bedeutsam überproportional trotz Flüchtlingsbeschulung, Inklusion und mehr Schüler_

innen. Die Kolleg_innen an der Basis werden also wieder einmal nichts von diesem Segen merken.
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